Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/696 


Antrag 

der Abgeordneten Wächter, Reichmann, Ertl, Logemann und 

Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1965 vom 14. Mai 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 377), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„ 1 . die Waren der Nummer 27.07 - A - 1 und B 
des Zolltarifs ohne die schwefelhaltigen 
Kopfprodukte der rohen Leichtöle aus 
Nummer 27.07 - B" ; 

b) in Absatz 3 Nr. 1 wird das Wort „Schweröl- 
gehalt" ersetzt durch „Gehalt an Erdöl oder 
öl aus bituminösen Mineralien". 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 werden eingefügt 

a) hinter „1. für 1 hl Leichtöle" die Worte „oder 
mittelschwere öle", 

b) hinter „b) andere Leichtöle" die Worte „und 
mittelschwere Öle"; 

in Nummer 2 werden die Worte „mittelschwere 
öle" gestrichen. 


3. Dem § 8 Abs. 2 wird der folgende Satz angefügt: 

„Dies gilt für Gasöle nur, wenn sie 

a) mit 2 g para-Diäthylaminoazobenzol und 2,5 g 
Benzol — <Cl azo 1!> • — benzol — <C4 azo Y> 
— [N-äthyl-naphthylamin — (2)] auf 100 kg 
Gasöl oder 

b) mit 2 g para-Diäthylaminoazobenzol auf 
1000 kg Gasöl und einer Farbe, die zur Kenn- 
zeichnung von Heizöl nachweislich schon am 

1. Januar 1965 im Erhebungsgebiet verwen- 
det worden ist, 

gekennzeichnet sind." 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Steueraufsicht unterliegt 

1. wer rohes Erdöl gewinnt, einführt, 
befördert oder verwendet, 

2. wer Mineralöl herstellt, vertreibt, 
befördert oder steuerbegünstigt 
verwendet, 

3. wer Gasöl verwendet." 

b) Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5; 
der folgende neue Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Gasöl, das nicht zur steuerbegünstig- 
ten Verwendung nach § 8 Abs. 2 bestimmt 
ist, darf nicht mit den dort angegebenen 
Kennzeichnungsstoffen gemischt werden." 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle V/696 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Artikel 2 

(1) Das nach § 8 Abs. 2 gekennzeichnete Gasöl 
darf in Betrieben der Landwirtschaft, des Garten- 
und des Weinbaues zum Betrieb von 

1. standfesten oder beweglichen Arbeits- 
maschinen, 

2. landwirtschaftlichen Schleppern oder 

3. landwirtschaftlichen Sonderfahrzeugen 
verwendet werden. 

(2) Betriebe der Landwirtschaft, des Garten- und 
des Weinbaues im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Betriebe, die durch Bodenbewirtschaftung 
oder durch mit Bodenbewirtschaftung ver- 
bundene Tierhaltung pflanzliche oder tie- 
rische Erzeugnisse gewinnen; als Boden- 
bewirtschaftung gelten nur Ackerbau, 
Wiesen-, Weide- und Teichwirtschaft so- 
wie Garten-, Obst- und Weinbau; 

2. Betriebe mit Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
die für die in Nummer 1 bezeichneten Be- 
triebe landwirtschaftliche oder Zwecken 
der Teichwirtschaft, des Garten-, Obst- 
und Weinbaues dienende Arbeiten aus- 
führen, insbesondere Lohnbetriebe, Be- 
triebe von Genossenschaften und Maschi- 
nengemeinschaften; 

3. Schöpfwerke zur Be- und Entwässerung 
von landwirtschaftlich genutzten Grund- 
stücken. 

(3) Zum Betrieb von beweglichen Arbeitsmaschi- 
nen oder von landwirtschaftlichen Schleppern und 
Sonderfahrzeugen in Betrieben der Landwirtschaft, 
des Garten- und des Weinbaues im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 1 gehört auch 

1. die Beförderung von Milch und Milch- 
erzeugnissen für andere zwischen Betrie- 
ben der Landwirtschaft, Milchsammelstel- 
len und Molkereien durch Betriebe der 
Landwirtschaft, 

2. die in Betrieben der Landwirtschaft, des 
Garten- und des Weinbaues übliche Be- 


förderung von landwirtschaftlichen Be- 
darfsgütern oder Erzeugnissen dieser Be- 
triebe für andere Betriebe dieser Art im 
Rahmen der Nachbarschaftshilfe. 

(4) Als landwirtschaftliche Sonderfahrzeuge im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 gelten Fahrzeuge, die 
ausschließlich in Betrieben der Landwirtschaft, des 
Garten- und des Weinbaues verwendet werden und 
nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit ihnen 
fest verbundenen Einrichtungen für die Verwendung 
in diesen Betrieben geeignet und bestimmt sind, 

(5) Der Bundesminister für Finanzen erläßt die 
erforderlichen Durchführungs- und Verwaltungs- 
vorschriften. 

Artikel 3 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Verwaltungsanordnung für höchstens 12 Monate 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die steuer- 
begünstigte Verwendung auch nicht gekennzeich- 
neten Gasöls nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuer- 
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 zulassen, 
soweit dies nötig ist, um die Versorgung der Ver- 
wender sicherzustellen, solange wegen Fehlens der 
technischen Einrichtungen gekennzeichnetes Gas- 
öl noch nicht in ausreichender Menge geliefert wer- 
den kann. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Gleichzeitig treten Abschnitt III Artikel 4 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 172) sowie 
die Zweite Verordnung über die Gewährung von 
Betriebsbeihilfe für Betriebe der Landwirtschaft, 
des Garten- und des Weinbaues (Gasöl-Betriebsbei- 
hilfe-VO-Landwirtschaft) vom 30. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 842) außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemein 

Der Gesetzentwurf ist ausgelöst durch das Bestre- 
ben, den Mißbrauch von steuerbegünstigtem leich- 
tem Heizöl als Dieselkraftstoff zu bekämpfen, auf 
den u. a. auch in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 4. März 1964 hingewiesen worden 
ist. Bei dieser Gelegenheit sollen außerdem einige 
weniger bedeutsame Gesetzesänderungen durchge- 
führt werden, die sich im Laufe der Zeit als erfor- 
derlich oder zweckmäßig erwiesen haben. 

Der Heizölmißbrauch ist weit verbreitet, und es 
muß als sicher befürchtet werden, daß er sich mit 
der zunehmenden Heizölverwendung immer weiter 
ausdehnen wird. Er führt zu einer erheblichen 
Steuerausfall; denn das leichte Heizöl ist mit nur 
1 DM, der Dieselkraftstoff dagegen mit 35,25 DM/ 
100 kg belastet. Aber auch im Interesse der Steuer- 
gerechtigkeit kann man es nicht hinnehmen, daß 
die Heizölmißbraucher sich auf Kosten der Allge- 
meinheit bereichern, indem sie die gesetzlich vorge- 
sehene Steuer für den Dieselkraftstoff einsparen. 
Durch die herkömmliche Steueraufsicht allein konnte 
der Mißbrauch nicht verhindert oder auch nur 
wesentlich eingeschränkt werden. Einmal nämlich 
könnnen über 6 Mio Verwender leichten Heizöls 
nicht so intensiv überwacht werden, wie es nötig 
wäre, um das Abfließen von Heizöl zur mißbräuch- 
lichen Verwendung auszuschließen; zum anderen 
ist das Verwendungsgebiet, in dem der Mißbrauch 
erfolgt, nämlich die Verwendung als Kraftstoff, der 
Aufsicht bisher überhaupt entzogen. Nunmehr soll 
das Heizöl gekennnzeichnet werden; außerdem sol- 
len auch diejenigen der Steueraufsicht unterworfen 
werden, die das Gasöl nicht steuerbegünstigt ver- 
wenden. Davon kann man eine Abschreckung und 
damit eine Einschränkung der Mißbräuche erwarten; 
außerdem wird ihr Nachweis erleichtert. 

Die Bestimmungen über die Heizölkennzeichnung 
sind in Artikel 1 Nr. 3 und 4 des Entwurfs enthal- 
ten; die übrigen Änderungen des Mineralölsteuer- 
gesetzes betreffen andere Dinge. 

Da die Landwirtschaft durch die Beihilfe ihr Gasöl 
zu einem Preis bezieht, der in etwa dem des gefärb- 
ten Heizöls gleichkommt und in qualitativer Hin- 
sicht keinerlei Unterschiede zwischen Heizöl und 
Gasöl bestehen, wird es für zweckmäßig angesehen, 
daß der Landwirtschaft das gefärbte Heizöl als 
Treibstoff zur Verfügung gestellt wird. Dadurch 
kommt das bisherige umständliche Rückzahlungs- 
verfahren in Wegfall. Zudem wird weiter eine er- 
hebliche Verwaltungsvereinfachung bei allen mit 
der Durchführung des bisherigen Verfahrens beauf- 
tragten Dienststellen und der Landwirtschaft er- 
reicht. Weiter wird der Landwirtschaft damit die 
Möglichkeit gegeben, den Treibstoff zu etwa dem 


gleichen Preis wie in den übrigen EWG-Ländern zu 
beziehen. 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 


B. Im einzelnen 

1. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a 

Die geltende Fassung des Gesetzes hat zu Zwei- 
feln Anlaß gegeben. Sie bestimmt als Mineralöle 
u. a. bestimmte Waren aus der Nr. 27.07 - B - 1 
des Zolltarifs. Unter B - 1 fallen die betreffenden 
Waren aber nur, wenn sie zur Verwendung als 
Kraft- oder Heizstoffe bestimmt sind. Es ist deshalb 
bezweifelt worden, ob sie überhaupt Mineralöl im 
Sinne des Mineralölsteuergesetzes seien, wenn sie 
wegen anderer Verwendung nicht nach B - 1, son- 
dern nach B - II tarifiert werden, obwohl es die glei- 
chen Waren sind. Die Neufassung beseitigt diese 
Zweifel. Der Kreis der erfaßten Waren ändert sich 
dadurch nicht. 

2. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b 

Nach der geltenden Fassung des Gesetzes unterlie- 
gen Schmiermittel der Anteilsteuer nur, wenn das 
darin enthaltene Mineralöl ein Schweröl ist. Das ist 
nachteilig für manche eingeführten Spezialschmier- 
mittel, die nicht Schweröl, sondern mittelschweres 
öl enthalten. Da nach dem Gesetzeswortlaut der 
Anteil an mittelschwerem öl nicht besteuert werden 
kann, bleibt ihnen wegen des Verwendungsverbots 
in § 12 Abs. 4 des Mineralölsteuergesetzes ihr 
eigentliches Verwendungsgebiet, nämlich als 
Schmiermittel, verschlossen. Die Neufassung er- 
öffnet ihnen die Möglichkeit der Anteilsbesteue- 
rung; damit wird das Verwendungsverbot für sie 
gegenstandslos. Fiskalisch ist die Änderung wegen 
der verschwindend geringen Mengen, die in Frage 
stehen, ohne Bedeutung. 

3. Artikel 1 Nr. 2 

Im geltenden Recht sind die mittelschweren öle 
wie die Schweröle mit 35,25 DM/100 kg belastet, 
d. s. etwa 29 DM/hl gegenüber einer Belastung der 
Leichtöle mit 32 DM/hl. Dieser Unterschied in der 
Belastung wird neuerdings dazu ausgenutzt, mittel- 
schwere Öle nach der Versteuerung als Mischkom- 
ponenten zur Herstellung von Vergaserkraftstoff zu 
verwenden. So wird ein Teil der Steuer für den Ver- 
gaserkraftstoff eingespart, der in diesem Falle nicht 
mehr mit der vollen Menge als Leichtöl versteuert 
ist. Der Verbraucher zahlt aber für diesen Kraft- 
stoff den gleichen Preis wie für den voll versteuer- 
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ten. Das Verfahren führt somit zu einem zusätz- 
lichen Gewinn für den Hersteller eines solchen Ge- 
misches. Nach der Änderung wird, was als Ver- 
gaserkraftstoff zu dem entsprechenden Preis an den 
Verbraucher gelangt, auch mit der vollen Menge 
als solcher versteuert sein. Durch die Änderung 
wird die Belastung der mittelschweren öle, auf Ge- 
wichtseinheiten umgerechnet, wieder annähernd in 
das Verhältnis zur Belastung der Leichtöle und des 
Gasöls gebracht, in dem sie bei der Neuregelung 
der Abgaben auf Mineralöl im Jahre 1953 festge- 
setzt worden war. Das Verhältnis war in der Zwi- 
schenzeit durch verschiedene einseitige Änderungen 
verschoben worden. 

Fiskalisch ist die Änderung ohne besondere Bedeu- 
tung; sie soll vor allem eine saubere Regelung her- 
beiführen. Die Mehrbelastung der mittelschweren 
öle beträgt, auf 100 kg berechnet, etwa 3,50 DM; 
daraus ergibt sich bei einem Jahresverbrauch von 
etwa 600 000 1 (1965) ein Mehrertrag von rund 
2 Mio DM. 


4. Artikel 1 Nr. 3 

Nach dem neuen Satz in § 8 Abs. 2 des Mineralöl- 
steuergesetzes gelten die Steuerbegünstigungen 
nach diesem Absatz nur noch für gekennzeichnete 
Öle. 

Es ist eine doppelte Kennzeichnung durch eine 
augenfällige Rotfärbung und einen äußerlich nicht 
erkennnbaren chemischen Indikator, der erst mit 
einer Kuppelungskomponente eine typische und be- 
weiskräftige Reaktion ergibt, vorgesehen. Sie ge- 
stattet qualitativ und quantitativ den Nachweis, daß 
das untersuchte Öl ein gekennzeichnetes oder ein 
Gemisch aus gekennzeichnetem und nicht gekenn- 
zeichnetem ist. Die Färbung soll einen ersten Augen- 
scheinsbeweis ermöglichen, vor allem aber vor be- 
wußtem Mißbrauch von leichtem Heizöl oder vor 
ungewollter Verwechslung mit Dieselkraftstoff 
warnen. 

Die vorgesehenen Kennzeichnungsstoffe sind in den 
beteiligten Fachkreisen allgemein bekannt als „Sol- 
vent Red 19 (C. I. Nr. 26050)" - — Rotfarbstoff — und 
„Solvent Yellow 56 (C. I. Nr. 11021)" — Indikator. 
(Die Abkürzung C. I. bedeutet „Colour Index", eine 
Zusammenstellung der im Markt befindlichen Farb- 
stoffe, herausgegeben von einer amerikanischen 
und einer britischen Fachgesellschaft unter inter- 
nationaler Mitarbeit fast aller Farbstoffhersteller). 

Die Rotfärbung ist für den Regelfall vorgesehen. 
Ausnahmsweise soll auch eine andere Farbe zuge- 
lassen sein, um nicht möglicherweise Ausstattungs- 
schutzrechte nach § 25 des Warenzeichengesetzes in 
einem bestimmten Falle zu verletzen (sog. „Heizöl 
grün"). 

5. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a 

Die Kennzeichnung des Gasöls zur Verwendung als 
Heizöl kann nur wirksam sein, wenn zugleich die 
Möglichkeit eröffnet wird, unabhängig von einem 
bestimmten Verdacht auch die Verwender von Gas- 


öl als Kraftstoff zu kontrollieren. Folgerichtig wer- 
den deshalb auch in Frankreich und in England, wo 
das Verfahren seit Jahren mit befriedigendem Er- 
folg geübt wird, solche Kontrollen durchgeführt. Da- 
zu muß die Steueraufsicht über die Verwender, die 
bisher auf die Verwender von steuerbegünstigtem 
Mineralöl beschränkt ist, beim Gasöl auf alle Ver- 
wender schlechthin ausgedehnt werden (siehe Num- 
mer 3 des neugefaßten § 12 Abs. 2 des Mineralöl- 
steuergesetzes). Die Verwender von versteuertem 
Gasöl sollen dadurch nur verpflichtet werden, die 
Nachschau zu dulden; andere Steueraufsichtsmaß- 
nahmen sind nicht vorgesehen. 

Bei dieser Gelegenheit soll auch der Steueraufsicht 
unterworfen werden, wer Rohöl und Mineralöl be- 
fördert. Hier ist vor allem an die Beförderung in 
Pipelines gedacht. Diese werden zumeist von Unter- 
nehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit betrieben, 
die bisher unter keinem Gesichtspunkt der Steuer- 
aufsicht unterliegen. Diese Lücke soll geschlossen 
werden. Aber auch im Zusammenhang mit der Heiz- 
ölkennzeichnung müssen die Transporte, hier vor 
allem in Straßentankwagen, kontrolliert werden 
können. 

Wegen der Erweiterung der Tatbestände ist der Ab- 
satz neu gefaßt und übersichtlich gegliedert worden, 

6. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b 

Der vorgeschlagene neue Absatz 3 in § 12 des 
Mineralölsteuergesetzes soll verhindern, daß die 
zur Kennzeichnung vorgesehenen Stoffe auch bei an- 
deren als steuerbegünstigten Gasölen verwendet 
werden. Würde man das nicht ausschließen, so 
würde die Kennzeichnung jeden Wert als Nachweis- 
mittel für steuerbegünstigtes Gasöl verlieren. 

Am wirksamsten wäre es, wenn man jede Rot- 
färbung von nicht steuerbegünstigtem Gasöl über- 
haupt ausschließen würde. So weit soll aber nicht 
gegangen werden, weil man damit gewissen rot ge- 
färbten Zusatzstoffen für Dieselkraftstoff die Ab- 
satzmöglichkeit nehmen würde. 

7. Artikel 2 

Um die Verwendung gekennzeichneten Gasöls auch 
in der Landwirtschaft zu ermöglichen, wird die Auf- 
nahme der als Anlage beigefügten Vorschrift an ge- 
eigneter Stelle des Mineralölsteuergesetzes vorge- 
schlagen. 

8. Artikel 3 

Die Beigabe der Kennzeichnungsmittel erfordert 
gewisse technische Einrichtungen. Ihre Beschaf- 
fung wird einige Zeit dauern. Aber auch in dieser 
Zeit muß die Versorgung mit Heizöl gewährleistet 
bleiben. Das setzt voraus, daß vorübergehend auch 
noch nicht gekennzeichnetes Gasöl nach § 8 Abs. 2 
des Gesetzes steuerbegünstigt verwendet werden 
kann. Da nicht abzusehen ist, welche Zeit für die 
Überleitung benötigt wird, andererseits aber die 
Kennzeichnung möglichst bald durchgeführt wer- 
den soll, ist die vorgesehene Ermächtigung einer 
Terminsfestsetzung im Gesetz selbst vorzuziehen. 
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